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Vorwort 

Dieses Konzept der Bremer F.D.P. ist auf dem Landespartei­
tag am 20./21. Februar 1971 verabschiedet word en . Es bietet keine 
Ziele für das Jahr 2000 und sch on gar nicht Ziele eines paradiesi­
schen Endzustandes, sondern soll den allernächsten Erforder­
nissen Rechnu ng tragen. Die Bremer F.D.P. fühlt sich einem 
Liberalismus verpfli chtet , der notwendige Ve ränderungen voran­
treibt, jedoch extreme Experimente von rech ts und li nks ablehnt. 
Liberale Politik stellt in dieser pluralistischen Massengesellschaft 
vielmehr den einzelnen Me nschen in den Mittelpunkt Ihrer Be­
trachtu ng. Es gilt, den Freiheitsraum des Bürgers, der durch 
Bürokratien und Verbände aller Art bedroh t ist, zu erhalten und 
zu erweitern. Dies ist das erste An liegen der Fre ien Demokrati­
schen Partei. 

Die Bremer F.D.P. hat sich bi sher uneingeschränkt für die 
Sel bständigkeit der Hansestädte eingesetzt. Sie wird das auch in 
Zu kunft tun. Sie handelt dabei in der Überzeugu ng, daß nur so 
die hafen- und damit weitgehend au ch die gesamtverkehrspoliti­
schen Belange de r Bundesrepub lik un d Europas am besten wahr­
genommen werden können . 

Ab 1. Jun i sind die drei der F.D.P. angehörenden Senato ren 
Dr. Georg Borttscheller (Häfen , Schiffah rt und Verkehr), Dr, Ulrich 
Graf (Justiz und Verfassung) und Rolf Speckm ann (Finanzen) aus 
dem Senat der Freien Hansestadt Bremen ausgeschieden . All ein 
die einseitige und gefäh rliche Univers itätspolit ik der Bremer SPD 
hat eine im Grunde bewährte rund 24 Jahre bestehende Koalition 
zum Scheitern gebracht. 

Das Konzept: 
Der Mensch 
im Mittelpunkt 

Bremens 
Freiheit sichern 

Die Koalitions­

frage 



Senator a. D. 

Dr. Georg Borttscheller 


Dr. Georg Borttscheller (75) - seit 1951 in der Bremischen 

Bürgerschaft - war bis 1959 Fraktionsvorsitzender der Bremer 
F.D.P. Von 1959 b is :oum 8ruch der sozial-liberalen Koalition am 
1. Juni 1971 war er Senator für Häfen, Schiffahrt und Verkehr. In 

diesem Amt hat er sich um Bremen, ja, um die Bundesrepublik 
verdient gemacht. Wahrlich als leidenschaftlicher Verfechter des 

liberalen Welthandels hat er die Hafenstädte Bremen und Bre­
merhaven von nationaler zu internationaler Geltung geführt. In 

der Überzeugung, daß die bremischen Häfen die entscheidende 

und feste Grundlage für d ie Freiheit unseres Gemeinwesens - die 
Selbständigkeit Bremens - sind, ist er unkonventionelle Wege 

gegangen und hat damit neue Dimensionen für das Land Bremen 
eröffnet. 

War die Aufbauphase der bremischen Häfen - weitgehend 

unter dem F.D.P.-Senator Apelt - 1955 abgeschlossen, so hat 
Dr. Borttscheller neue Entwicklungen für Bremen/ Bremerhaven 
eingeleitet und verwirklicht. Er war es, der den Bau des "Neu­
städter Hafens" vo rantrieb und damit modernste Stückgutanlagen 
für Bremen-Stadt schuf. Im Bewu ßtsein, daß sich Umschlag und 
Industrie gegenseitig befruchten , ist gleichzeitig damit Vorsorge 

für die Ansiedlung von Industrien am seeschiff tiefen Wasser ge­
troffen worden. Außerdem bot der " Neustädter Hafen " die Mög­
lichkeit, den rn odernen, durch den Container revolutionierten 
Seeverkehr nach B remen zu lenken. 

Bremen hat die Bedeutung des Containers dank eines 
F.D.P.-Senators früh erkannt. Dr. Borttscheller hat damit einer 
Reform auf dem Gebiet des Seetransports und Güterumschlags 
in den Häfen zum Durchbruch verholfen, die bahnbrechend ist für 

ganz Europa. 

Bremen war der erste deutsche Hafen, in dem Container 

2 umgeschlagen worden sind. Gleichwohl liegt heute der Schwer­
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punkt des Container- und Lash-Verkehrs - ein e weitere neue 
Verkehrsart, bei dern klei nere beladene Boote auf einem soge­
nannten " Mutterschiff" transporti ert werden - in Brernerhaven. 

Es war de r F D.P.-Senator Dr. BOrl tscheller, der den We it ­
blick hatte, das " Con tainerkreuz Bremerhaven" di re kt am Strom 

zu schaffen. Damit hat das Lan d Bremen nicht nur den Anschluß 
im inte rn at ion alen Verk hr gehalten, sondern ist heute mit sei nen 
Hafengruppen Bremen-Stadt und Brernerh aven Spitzenre iter auf 
dem eu ro päischen Kontinent im Containerverkehr mit den USA. 
So wird es auch in Zukunft sein , wenn es wie bisher durch die 
Tatkraft ei nes F.D.P.-Senato rs ge lingt, vorhan dene Wettbewerbs­
verzerrungen - insbesondere gegen über den westeu ropäischen 
Häfen - abzubauen. 

Stückg uturnschlag rnit Schwerpunkt in Brernen-Stadt, Con­
tai ner- und Lash-Verkehr mit Schwerpunkt in Bremerhaven - das 
ist die Gunst der Lage zweier Hafengruppen. 

Senator a. D. Dr. Georg Borttschel ler : 


"Die bremischen Häfe n sind janusköpfige Zwil linge mit 

dem Ges icht g le icherweise hinaus auf die See und ins 

Hinterland." 


Senator a. D. 

Dr, Ulrlch Graf 


Dr. Ulrich Graf (58) gehörte seit 1951 der Br misctl n 
Bürgerschaft an , b is e r Ende des Jahres 1959 das Amt des Se­
nators für Justiz und Ve rfassung übernah m. 

Er wurde im Jah re 1968 Nach folger Dr. Bo rt schel lers als 
Vors itzender des Landesverbandes der Bremer F.D .P. 

Unter seiner Füh rung hat sich der Landesverband stets vo r 
linksradi kalen Unte wa nderun gen zu sch ützen gewußt. Die F.D.P. 
in Bremen ist die Parte i der Mit te geb lieben . So trenn te sich die 
Bremer F.D.P. bereits im Jahre 1968 von den rad ika lisierten Jung ­
dernokraten. In derselben Li nie li egt die kon sequente Haltung der 
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Freien Demokraten in der Universitätspolitik: Keine liberale Partei 
kann den Aufbau einer einseilIgen , IInksextr mistischen Hoch ­
schule in unserem Land mitverantworten _ 

AIs Senator für Justiz und Verfassung hat Dr. Graf die 
Schwerpun kte seiner Arbeit in den letzten Jah ren auf den St raf­
vo llzug und di Rationalisierung des größ ten Gerichts des Landes, 
des Amtsger ichts Bremen , gelegl. 

Da die ständige Überb legung der bremischen Strafansta lten 
den von dem Gesetz vorgesch riebe nen Erziehungsvol lzug an 
jugendlichen Strafgefangenen und die notwendige Differenzierung 
im Erwachsenenvollzug bereits seit Jahren weitgehend unmöglich 
mach ten, bemühte sich Justizsenator Dr. Graf seit sein m Amts­
antri tt Ende des Jahres 1959 um den Neubau einer Jugendstraf­
anstalt. 

Die neue Anstalt erm ög licht einen Strafvollzug , dessen 
Ziel die Resozialisierung der Gefangenen ist, der also d ie Ju­
gend lichen vor weiterem Abgleiten bewahlen und ihnen he lfen 
soll , nach der Entlassung aus dem Strafvollzug in die Gemein­
schaft zurückzufi nden. Daher wurde großer Wert auf di Aus­
stattung der Anstalt mit Lehrwerkstätten und auf die Ermögl ichung 
einer schrIt tweisen Lockerung des St rafvoll zuges gelegt. Die Lehr­
werkstätten sollen den Gefangenen d i Erlernu ng eines Hand­
werks ermöglichen; denn es hat sich gezeigt, daß Gefangene, die 
in der Anstalt eine Gesellenprü fu ng abgelegt haben, nur halb so 
oft rückfäll ig werden wie andere. 

Die Konzeption der Anstalt hat ihren Grund nich t in un­
angebrachter Milde. Sie führt nicht zu einer we ichen We lle im 
Strafvollzuge, sondern sie so ll im Interesse des Schutzes des 
Bürgers eine Wiedereingliederung des besserungsfähigen Täters 
in die Gemelnsch ft ermögl ichen . 

Nach gründ lichen Vorbereitungen konnte Justizsenator 
Or. Graf die Bürgerschaft von der Notwendigkeit eines derart 
konzip ierten Strafvo llzuges überzeugen und nach Bewil ligung der 
Mitte l im Jahre 1965 den Gru ndstein für die neue Anstalt legen. 
1969 konnten die ersten Gebäude bezogen werden. Heute ist sie 
fert iggestellt. Der für die Jahre 1970 /71 geplante 2. Bauabschn itt 
mußte aus finanziellen Gründen zurÜCkgestellt werden . Die Grund­
steinlegung soll jedoch noch in d iesem Herbst erfolgen. Die forl­
sch ri tt li he Konzeption und die vo rbildlich e Gestaltu ng der An­
sta ll fanden bere its den Beifall zahlreicher in- und ausländischer 
Fach leute. 

1m Jahre 1962 weihte Justizsena or Dr. Graf ein neues 
Gebäude für das Amtsge richt Bremen ein , in das die Zivil abtei­
lung dieses AmtsgeriCh ts zog . In diesem neuen Gebäude wurde 
die Arbei t des Gerichts we itgehend rationalis iert . 

Die Rationali sierung hat zu einer Beschleu nigung der Arbeit 
des Amtsgerich ts Im Interesse des Bürgers und zu einer Ent­
lastung des Personals von mechanischen und zei traubenden 

4 Arbe iten geführt. 



Senator iI. D. 

Roll Speckmann 


Ro lf Speckmann (54) gehörte von 1959 b is 1966 als Abge­
o rdneter der Bremischen Bürge rschaft an . Seit 1966 bekleidete er 
das Amt des Finanzsenators In der Nachkri egszeit war er nach 
Senator Nolting -H auff und Senator Dr. J . D. No lten ius der dritte 
Fi nanzsenato r, den die F.D.P. in un unterbrochener Re ihenfo lge 
ste llte. Alle d rei Senatoren haben d ie Fi nanzpoliti k unseres 
l andes und der Stadt Bremen wesent lich geprägt und dafü r 
gesorgt. daß w ir stets eine solide und geordnete Grundl age 
hatten. Neue Aufg aben und Refo rmen kamen au f d ie öffentli che 
Fi nanzwirtschaft unse res Landes in einem Ausmaß zu , die zu Ihre r 
Bewält ig ung große Sachkenn tnisse, Umsicht und Vorausschau er­
fo rderten. Die Freien Demokraten haben in Bremen das mOderns te 
Haushalts- und Finanzwesen geschaffen , das es zur Zeit in der 
Bun desrepublik g ibt . Dam it haben sie d reierlei erre icht: 

1. Eine dauerhafte Ordn ung der Landesfinanzen auch wei­

terhin sicherzus tellen , 


2. die finanzpo lit ischen En tscheidungen vorausschauend mit 

den volksw irtschaft lichen Mögli ch keiten und Notwendig­

ke iten abzusti mmen 

sow ie 


3. die Finanzierung notwend iger öffentlicher Investit ionen 

zur Bewält igung der Zukunftsaufgaben zu si che rn. 


Die Finanzsenatoren der F.D.P. hab n durch eine flex ib le 
Finanzpo li tik die Weiterentw iCk lung unseres Wirtschaftsraumes 
und dam it die Sicherhei t der Arbeitsplätze in einem Ausmaß ge­
fördert, das se inesg leichen sucht. Die Finanzierung des Conta iner­
terminals in Bremerhaven und die Wi rtscl1afls förderungsmaß ­
nahmen am linken Wese rufer in Bremen sind dafür ein beredtes 5 
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Zeu gnis. Die öffentliche Finanzwirtschaft rationaler und durch­
si chtiger zu gestalten, war das Bemü hen von Finanzsenator Rolf 
Speckmann, der durch eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit 
das Verständnis für finanzpoliti sche EntwiCklungen und Über­
legungen bei den brem ischen Steuerzahl ern zu wecken ve rsuch te 
Die Finanzen sind der entscheidende Stab il itätsfakto r unserer 
weiteren gesamtbremischen En twi cklung. Die Zu fwnftso rientierung 
unserer politischen Maßnahmen kann nicht dem Zufall überlassen 
werden; daher haben sich die Freien Demokraten schon recht­
ze it ig für eine Konk retis ierung und Präzis ierung der politischen 
Zielsetzung eingesetzt. Diese Überein sti mm un g mit unseren finan­
ziellen Möglichkei ten zu wah re n, ist in den vergangenen 25 Jahren 
gelungen; es muß auch in Zukunft oberstes Prinzip bremischer 
Finanzpolitik sein. 

Die gewal tigen Au fga ben des Wi ede raufbaues und der 
Anpassung an die gesellschaftspoliti sche Entwicklung konnten 
durch eine wirtschaftliche und sparsame Haushaltspol itik be­
wältig t werden, ohne daß Bremen sich über Gebühr verschu lden 
mu ßte. Die Investi t ionsausga en stiegen in den letzten 20 Jah ren 
um 178 Prozent von 117 Mio. DM auf 325 Mio . DM in 1969. In 
diesem Zeitraum wu rden 4,3 Milli arden DM invest iert. Wo hnungs­
bau, Schiffsbaufö rderung und Sozia lbauten standen im Vorde r­
grund und haben besonders Im Aus bau un serer Häfen eindrucks­
volle Zahlen aufzuwe isen . Dabe i ist die Verschu ldung unter dem 
Durchschn ittswert der Ve rschuldung der ubri gen Länder und Ge­
meinden im gesamten Bundesgeb iet geblieben. Das ist eine 
beachtliche Leistung. Unsere WirtschaHs- und Finanzkraft kann 
durch diese vors ichtige Pol itik zukünftig den Erfordernissen en t­
sprech nd gefö rdert werden. Gerade im Hi nbli ck auf die Selb­
ständigke it des Landes Bremen haben die Freien Demokra ten 
stets einer geordneten Finanzw irtschaft ihre Aufmerksamkeit ge­
wi dmet . 

Sie haben ausgegl ichene Haushalte vorgelegt und die 
gleich mäßige Finanzausstattung der bei den Stadtgemeinden 
Bremen und Bremerhaven langfristig abgesichert. In seinem 
program matischen Ausbl ick irn FInanzbe rich t 1971 hat de r Finanz­
senator dargelegt, daß die Ausweitung der industriellen Basis In 
den beiden Städten das Zie l der brern ischen Wirtschafts- und 
Finanzpol iti k bleiben muß. Einer we itschauenden Infrastruktur­
pol itik ist auch in der Stärkung de r FInanzkra ft unseres Wirt­
schaft sraumes eine besondere B deutung beizum ssen. Diese 
langfrist ige Absicherun g einer geordneten Finanzwi rtschaft w ird 
auch das Zi el der FD. P. in der neuen Legisla urperiode se in. 

Senator a. D. Ro lf Speckm ann : 

"Stab ile Finanzen si chern die Selbständigkeit Bremens." 
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I. Wirtschaft und Finanzen 

Wirtschaft 
Bremens Selbständigkeit und der Wohlstan d seiner Bürger 

werden immer in starkem Maße von se iner Wi rtschaftskraf t ab­
hängen. 

Wichtigste Vo raussetzung hierfür ist die freie soziale Markt­
wi rtsch aft, als deren Sachwalte rin si ch ie F D,P. versteht . Unsere 
Marktwirtschaft darf in ihrer Subs tanz nicht angetastet werden. 

Eine freie soz ial Marktwirtschaft ist oh ne die Möglichkeit, 
Private igentum bil den zu können. nicht denkbar. Auf di Garantie 
des Private igentums - IIerd ings unter Berücksich tigung seiner 
Sozialbindung - kann daher nicht verzich tet werden. 

Die modern e Wirtsch aft ist auf den verantwortun gsbewuß­
ten Arbe itnehmer angewiesen. Die F.D.P. tritt für eine Mitbestim­
mung ein, die die Mitwirku ng und Mitverantwo rtung des ei nze lnen 
Arbeitnehmers stärkt un d ei ne " Fremdbestimmu ng" in den Betrie­
ben verhindert. 

Die F.D. P lehnt j doch "sozialis tische Experimente" benso 
ab wie reakti onäre und konserv ierende Lehren, die nichts ändern , 
notwendige Reformen verhindern und d durch dm ste igenden 
Wohlstand des einze lnen und em Wachstum der Wirtschaft ent­
gegensteh n. Wirtschaftspo li llk darf nicht unter dem Zwang eines 
Dogmas gemacht werden, sondern muß dem Einzelnen dienen, 
d. h. den Freiheitssp ie lrau m des Einzelnen erhalten und vergrö­
ße rn helfen. 

1. Bremens Wlrtschaftskr ft hängt In besonderem Maße von 
der Wett b werbsfähigkeit seiner Häfen und der damit verbundenen 
Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven im nationalen und inter­
nationalen Ber ich ab. Dabei muß Bremen die Vorteile der Lage 
seiner Häfen in Bremen-Stadt (günstig zum Hinterland) und Bre­
merhave n (günstig zur See) vo ll ausschöp fen, aber auch der Rand­
lage im EWG-Raum Rechnung tragen. 

Diese Situation erfordert ei ne perm anen te Anpassung an 
den technisch n Fortschritt auf dem Verkehrssektor. Dabei geht 
es um die Verwendung neuer, moderner Transportm itte l und 
-systeme (Container-, Lash- und roll -o n/roll-off-Verkehr), Dimen· 
sionieru ng de r Häfen und Umsch lagplätze, Konstrukt ion und Bau­
we ise solcher Einrichtungen, op timale Flottene inheiten und ins­
besondere um den Ausbau der Zu fah rtswege. 

Die F.D.P. im Lande Bremen fordert daher: 

a) In der Hafeng ruppe Bremen muß das Schwergewicht der 
Investi tionen auf den konvention li en Verkehr, in der Hafen­
gruppe: Bremerhaven auf den Contalner- und Lash-Verkehr 
gelegt werden. 

Fre ie soziale 
Marktwirtschaft 
schützen 

Wirtschafts­
polit ik ohne 
Dogmen 

Unsere Häfen ­
gerüstet für 
morgen 

: 
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b) 	 Die Getreideanlage muß umgehend modern isi ert werden, um 
den gesti egenen Umschlags- und Lagerrau manforderungen 

gerecht werden zu kön nen . 

c) 	 Um d en steigenden ko nventionell en Verkeh r ebenso schnell 
bewä ltigen zu können w ie bisher, ist es unerläßlich, die OstkaI e 
im Becken I I des Neustädter Hafens auszubauen. 
Darüber hinaus ist der Ausbau des Neustädter Hafens im Hin­

bli ck auf die Ansied lung neue r Industrie n notwendig . 

d) 	 Im Europahafen ist eine roll-onlrol l-otf-Anlage zu schaffen. 

e) 	 Es ist bereits jetz t abzusehen, daß der Nordhafen in Bremer­
haven wegen der ständig neu hinzukommenden Sch iffahrts­
geb iete, die sich auf den Contai ner umstellen, du rch den 
roll-on / roll-off-Verkehr und den Feeder-Ve rkehr ausgelastet ­
sein wird. Eine Abferti gung der Übersee-Containersch iffe ist 
dort zusätzl ich ni ch t mehr möglich. Die Erwei terung des Con­

tain erterm ina ls in Bre merh aven um einen weiteren Li egep latz 
ist daher unverzüglich in An griff zu nehmen . 

f) 	 Der ständig steigende Umschlag an der Erzkaje macht einen 
zweiten Liegeplatz an der Weserport-Anlage in Bremerhaven 
erforderlich . 

g) 	 Durch die wachsenden Schi ffsgrößen ist der Ausbau der Außen­
weser auf 14 m und der der Unterweser bis Bremen-Stadt 
auf 10 m notwendig. 

h) 	 Neue Wettbewerbsverze rrungen gegenüber den Rhein-Schelde­
Häfen gilt es zu verhinde rn und alte endgültig abzubauen. 

Bre men darf in seinen Bemühungen nicht nach lassen, den Zu­
und Ablaufverkehr zu den Seehäfen Brernen/ Bremerhaven im 
Rahmen aller Verkehrsträger dem grenzüberschreitenden Ver­
kehr gleichzustell en. 

i) Unlösbar mit den Häfen verbunden ist die Fischwirtschaft. Ziel 
Jer b" 'e mischen Po litik muß in diesem Bereich die Erhaltung 
des Marktanteils Bremerhavens sein. Auch hier müssen be­
stehendE Wettbewerbsverzerrungen beseitigt und neue ver­

hindert werden. 

Wirtschafts­	2. Das Land Bremen muß über die Stärkung der Wettbewerbs­

förderung 	 fäh igkeit der Hafenwirtscilaft hinaus mit Vorrang allgemeine Wirt­
schaftsförderung betreiben. Die zunehmende Mechanisierung in 
den Häfen und die Neuorganisation der Außenhandelsbeziehun­
gen setzen Arbei tskräfte frei. Ein gutes wirtschaftliches Wachstum 
bei Vollbeschäftigung läßt sich deshaib heute nur über eine starke 
industrielle Basis erreichen . Für die Stärkung der Krisenfestigkeit 

der einheimischen Wirtschaft und der Sicherung der Arbeitsplätze 
müssen deshalb neue Industrien angesiedelt werden. Durch diese 
wichtige Aufgabe der Wirtscha ftsförderung darf aber die einhei­

mische Wirtschaft n icht benachteiligt werden. Ihre Produktivität 
muß aus wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Gründen ge­

8 	 stärkt werden. 



Der Unterweserraum ist eine WIrtschaftseinheil. Jede wirt­
schaftsfördernde Maßnahme muß daher der Gesamtplanung der 
beiden Länder Bremen und Niedersachsen angepaßt werden. 
Länder-, Kreis- und Gemeindegrenzen dürfen dabei keine Rolle 
spie len. 

Die Wirtschaftsförderung darf aber nicht allein Aufgabe des 
Staates sei n. Die Initiativen der privaten Wirtschaft sind von vorn­
herein mit einzubeziehen. Direkte staatliche Hilfen sollen aber 
unterstützend eingreifen und als Anlauf- oder Starthilfen , nicht 
aber als Dauersubventionen gewährt werden . 

Oie F.D.P. fordert daher : 

a) In Zusammenarbeit mit dem Land Niedersachsen Ist die Raum­ Initiativen für 
und Wirtschaftsordnung des Unterweser/Jade-Gebietes mög­ die Wirtschaft 
lichst bald zu fixieren und ein regionales Aktionsprogramm 
aufzustellen, damit Investitionszuschüsse fü r die erforderliche 
Infrastruktur, die Ansiedlung neuer Betriebe und die Zusam­
menarbeit mit dem Bund und den Ländern gewährleistet ist. 

b) Die gemeinsame Landesplanung muß intensiver fortgesetzt 
werden. Dazu ist die Aufstockung des Aufbaufonds erforderlich. 

c) Die von der F.D. P. initiierte Wirtschaftsförderungsgesell schaft 
Weser-Jade GmbH ist als Informationszentrum und Auskunfts­
stelle für ansiedlungswill ige Unternehmen von allen staatlichen 
Stell en zu unterstützen ; sie soll rechtzeit ig eingeschaltet wer­
den, damit Doppelarbeit und Reibungsverluste vermieden wer­
den. 

d) Ei n stärkerer Ausbau der Gewerbeförderung ist zur Stärkung 
des mittelständischen Wirtschaftsbereichs erforderlich. wobei 
eine Verbesserung der praktischen Anwendung neuester Er­
kenntn isse und Verfah ren in den Betrieben zu unterstützen ist. 
Dafür muß besonders für kleine und mittlere Betriebe eine 
Informationszentrale zur Orientierungsh ilfe in kon junkturellen, 
strukturellen und betriebswirtschaftlichen Fragen geschaffen 
werden. 

Au ch den mitt le ren und kleinen Unternehmen muß der Zugang 
zum Kapitalmarkt zum Zwecke der Eigenkap ital fln anzj erung 
erschlossen werden. Durch steuerliche Maßnahmen muß eine 
Verstärkung des Eigenkapitals der mi ttelständischen Unter­
nehmen erreicht werden . 

Besonderes Gewicht ist auf die Aus- und Fortbi ldung des 
Nachwuchses in der Wirtschaft, vor allem Im Gewerbe und im 
Handel, zu legen. 
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Finanzen 


Bremens 
Haushalt ­
sparsam und 
realistisch 

10 

Die Finanzpolitik muß sich zunehmend in den Dienst libe­
ra ler GeselJschattspo llt ik stellen. Sie muß dazu beitragen, daß im 
ökonomischen Bereich zur besseren Entfaltung des Ei nzelnen 
Startungleichheiten abgebaut werden , Eigentum geschaffen und 
erhalten wird und gesamtwlrtschaltllche Schwankungen gemildert 
werden . 

Die F.D.P. hält deshalb die Fortsetzung ei ner soliden 
Finanzpolitik für unabdingbar. Sie wird dafür Sorge tragen, daß 
auch in Zukunft ausgeg lichene Haushalte vorgelegt werden. 

Dabei ist davon auszugehen, daß angesichts der ständig 
steigenden Anforderungen an die Dienstleistungen durch den 
Staat d ie Personalausgaben ansteigen werden. Gleichzeitig wird 
der Investilionsaufwand erhöht werden müssen . Aus diesen Grün­
den ist Vorbedingung für eine solide Finanzpolitik die lückenlose 
Zusammenste ll ung der InvestItionsobjekte und die Entscheidung 
über ihre Rangfolge. Die F.D,P. sieht diese Prioritäten In den 
Bereichen der Bildung, dem Ausbau und der Modernisierung der 
Häfen und der Industrieansiedlung. 

Der Ausgleich der öffentlichen Haushalt kann bei dadurch 
ständig steigendem Finanzbedarf nur durch eine Erhöhung der 
Steuereinnahmen oder durch eine Erhöhung der öffentlichen Ver­
schuldung erreicht werden . Eine Erhöhung der Steuerlastquote 
kann aber nur nach Überprüfung der bisherigen Ausgabenstruktur 
und nach Vorliegen des Ergebnisses der Steuerreform in Betracht 
gezogen werden. Die öffentl iche Schu lden poli ti k muß sich jedoch 
an der Finanzkraft und den Gegebenheiten der Konjunktur orien­
tieren . Dabei wird die F.D.P. darauf achten, daß die Schuldenlast 
künftiger legislaturperioden Zukunftsaufgaben nicht verbaut. 

Die F.D.P. fordert daner; 

1. Das Haushalls- und Finanzwesen ist weiterhin zu m mo­
dernen Instrument der Verwaltung auszubauen. 

2_ Die Finanzen des landes Bremen müssen gesund bleiben, 
sie dürfen nicht durch eine Überhöhung der Verschuldung ge­
fährdet werden und müssen stets ausgeglichen sein. 

3. Vordringlich ist ein Objektplan aufzustellen , der alle In­
vestltlonsvorhaben der öffent lichen Hand einschließli ch all er Folge­
kosten in der Reihenfolge ihrer Dringlichkeit enthält. Der Objekt­
plan muß ebenso wie der auf fünf Jahre angelegte Finanzplan 
im Interesse der vollständigen Transparenz der öffentlichen Finan­
zen für die Offentl ichkeit zugänglich sein und ihr immer wieder 
verstand lieh gemacht werden, damit allen Bürgern der Widerstreit 
zwischen Wunsch , Notwendigkeit und Mögl ichkeit staatli cl)en 
Handeins deutlich wird und die Wirtschaft zusätzli che Orientie­
rungshilfe erhält. 



4. Angesichts der großen Bedeutung. der Personalausgaben 
In den öffentlichen Haushalten Ist der Bund bei seinen Bemühun­
gen nachdrücklich zu 
system zu schaffen . 

unterstützen, ein einheitliches Besoldungs­

5. Das Steuerrecht muß vere infacht 
gestaltet und vol lzogen werden . 

und zugleich gerechter Mehr Steuer­
gerechtigkeit 

a) Zu d iesem Zweck ist die Steuerreform des Bundes weitgehend 
zu unterstützen . 

b) Dabei ist anzustreben, daß die Bagatellsteuern insoweit ab­
geschafft werden , als Ihr Aufkommen in keinem Verhältnis zu 
dem Aufwand der Erhebung steht. Auch die Gewerbesteuer 
sollte mit dem Ziel einer gleichmäßigen wettbewerbsneutralen 
Besteuerung abgebaut werden 

c) Die dadurch entstehenden Haushallslücken müssen durch er­
höhte Einnahmen aus anderen Steuerarten aufgefüllt werden . 

d) Die Steuerreform muß in erster Linie unter dem Leitbild 
sozialer Gerechtigkeit vollzogen werden . Ungerechtfertigte 
Privilegien, vor allem Steuerbegünstigungen, denen besondere 
Verpflichtungen der Betroffenen nicht gegenüberstehen oder 
die wegen geänderter Verhältnisse überholt sind, müssen be­
seitigt werden . Zugleich muß aber eine steuerliche Diskrimi­
nierung der Eigenfinanzierung der deutschen Wirtschaft ver­
mieden werden . 

e) Steuergerechtigkeit hängt weiterhin wesentlich von dem gleich­
mäßigen Vollzug der Steuergesetze ab, Die Steuerverwaltung 
muß personell und sach lich so ausgestattet ein , daß sie diese 
wichtige Aufgabe stets erfü llen kann. 

11 



11. Soziales, Inneres und 
Raumordnung 

Soziales 
Die Politik der FD.P. wil l sozia le Siche rheit in größtmög­

licher EIgenverantwortung der Bürger erreichen . Sozialpolitik will 
die Furcht vor Krankheit, Not, Alter und Arbeitslosigkeit nehmen 
und allen in Not Geratenen schnell und ausreichend helfen. 
Soweit die Sozialpolitik in die Zuständigkeit des Bundes fäll t, hat 
die F.D.P auf dieser Ebene klare politische Forderungen erhoben, 
die \/on der Bremer F.D.P. voll gedeckt werden . 

Unsere 1. Das Gesundheitswesen ist jedoch eine reine Angelegenheit 
Gesundheit - des Landes. Die F.D.P. fordert für Bremen eine weile re Verbesse­
Schutz durch rung im Gesundheitswesen. 
Vorsorge a) Vorsorgeuntersuchungen sind über das bisherige Maß hinaus 

auszudehnen . 

b) 	 Das Krankenhauswesen Ist eine Angelegenheit des Landes : 
Mehr quali fizierte Fachpflegekräfte in den Krankenhäusern , 
eine angemessene Arbeitszeit und ein leislungsgerechter Ver­
dienst sind Voraussetzungen tür ein zeitgemäßes Berufsbild 
Die Tarifautonomie der Tarifvertragspartner soll davon un­
berührt bleiben . Obwohl Bremen dank der soliden Finanz­
politik an der Spitze der Krankenhausausslattung liegt, was 
Beltenzahl und medizinisch-technische Ausrüstung angeht, 
muß die Versorgung der Bevölkerung verbessert werden . 

cl 	 Bremen brauch! end lich ein Rehabilitationszentrum . Körper­
lich und geistig Behinderte müssen wissen, an wen sie sich 
halten können. Alle Phasen der Rehabilitation - medizinische, 
soziale und berufli che - müssen nahtlos Ineinandergreifen. 

d) 	 Der Einsatz von Krankenwagen muß zentral gesteuert und 
deren technische Einrichtungen verbessert werden . Besondere 
medizinisch ausgestattete Unfallwagen müssen in Bremen ein­
gesetzt werden . 

e) 	 Die F.D.P. fordert die Ausdehnung der Mütterberatungen, be­
sonders für solche, die Kinder bis zu 6 Jahren haben. Da sich 
bei den Schuluntersuchungen immer mehr Haltungs- und Fuß­
schäden herausstellen, müssen unbeding t orthopädische Turn ­
stunden in allen Stadtteilen eingerichtet werden . 

Bedarfsgerechte 2. Der künft ige Wohnungsbau wird nicht meh r an der Ab­

Wohnungen wendung von Wohnungsnot, sondern an einem sin nvollen Wohn ­


raumangebot orientiert werden müssen. Im soz ialen Wohnungs­

bau verlagert sich der Schwerpunkt mehr zur Verwaltung des 

Wohnungsbestandes, während der Neubau von Wohnungen relativ 


12 zurückgeht. Er muß sich ausschließlich sm Bedarf orientieren. 



Die F.D.P. Im Lande Bremen fordert daher: 

a) Der sozia le Woh nungsbau soll weiterh in unter besonderer 
Berücksichtigung der Belange Bremens gefördert werden. 
Förderungsmaßnahmen sollen nicht nur Neubauten, sondern 
auch Altbauten zm Wohnungsbeschaffung zugute kommen, 
ebenso zur Erhaltung von gefährdetem Wohnraum. In vollem 
Umfange kann die Freigabe des Wohnungsmarktes erst er­
fo lgen, wenn Angebot und Nachfrage sich eingependelt haben. 
Die F.O.P. setzt sich für eine einkommensorientierte und ge­
rech te Differenzierung der Sozialmieten im Sinne einer stufen­
weisen Angleichung an die kostendeckende Miete und tür eine 
Privatisierung von Wohnungen zugunsten der Mieter ein . 

Die Reprivatis ierung von Wohnungen und die Überführung in 
Teileigentum wird ebenso zur Beseitigung von bestehenden 
Ungerechtigkeiten führen wie die Anhebung der Mieten ent­
sprechend dem Einkommen. 

b) Mietbeihilfen so llten zunächst auf längstens 5 Jahre gewährt 
werden. 

c) Es sind vers tärkte Maßnahmen zu ergreifen, Um den Boden­
spekulationen Einhalt zu gebieten, wie Art ikel 14, 2 GG und 
Artikel 45, 4 der Bremischen landesvertassung es vorsehen . 

d) Das Gesetz über die Gemeinnützigkeit von Wohnungsbauunter­
nehmen muß Insbesondere auf den in den letzten Jahren ent­
standenen Wertzuwachs hin überprüft werden , damit auf dem 
Wohnungsmarkt kei ne Machtkonzentration entsteh!. 

e) Ein verstärkter Bau von Altenwohnu ngen, der sich wirklich 
nach den Bedurfnissen älterer Menschen richtet, Ist In Angri ff 
zu nehmen. Diese Wohnungen sollen in allgemeine Wohn­
zentren einbezogen werden, um jeg licher Isolierung vorzu­
beugen. Der betagte Mensch soll dann in ein Alters- oder 
Pflegeheim gehen können. wenn er nicht mehr allein leben 
möchte oder kann. Deshalb sind aber eine ausreichende An­
zah l von Aitenheimplätzen und Pflegestationen in den einzelnen 
Stadtteilen zu errichten. Altentagesstätten sind in die al lgemei­
nen Wohngebiete elnzufugen. 

3. Bremen st ht auf dem Gebiet der Jugendpflege mit an der Großzügigere 
Spitze al ler Bundesländer. Das darf aber nicht als Grund dafur Kinder­
dienen. mit dem Geleisteten zufrieden zu sein. betreuung 

Die F.D.P. im lande Bremen fordert daher: 

a) Die An lage von Spiel­ und Bolzplätzen im gesamten Stadt­
gebiet ist zu verstärken. 

b) In Altbaugebieten sollten auch vorübergehend zur Verfügung 
stehende Grundstücke notfalls behelfsmäßig dafür hergerichtet 
werden. 

c) Neubaugebiete sollten grundsätzli ch schon bei der Planung 
ausreichende Anlagen für Spielplätze ausweisen. 

Einfache Unterstände gegen Regen sollten auf jedem KInder­
spielplatz zu finden sein. 13 

, 




d) Schulhöfe sollten nach Schulschluß und sonnabends als Kinder­
spielplätze freigegeben werden. 

e) 	 Eine vermehrte personelle Betreuung der Spielp lätze über das 
ganze Jahr ist anzustreben. Private In itiat iven sind nach Mög­
lichkeit zu unterstützen. 

f) 	 Der Ausbau von Jugendheimen und eine fachgerechte Führung 
dieser Institutionen ist im Zeichen der wachsenden Freizeit 
ein Notwendigkeit der Zeit. 

Reale GleIch­	4. Die F.D.P. fordert die wi rtschaftli ch e Sicherstellung der 
stellung 	 Frau besonders im Falle der Scheidung. Ihre Tätigkeit als Haus­
der Frau 	 frau und ihr Anteil am berufl ichen Erfolg ihres Mannes mu ß durch 

Zub ill igung eines angemessenen Rentenanspruches anerkannt 
werden. 

a) 	 Die F.D.P. im Lande Bremen unterstützt d ie Forde rung der 
Bundespartei nach eigenen Rentenansprüchen der Hausfrau. 
Eine Hausfrau. die kei ne 60monalige Pfli chtversi cherung nach­
weisen kann. sollte durch den Eintritt in d ie Ehe bis zur even­
tuellen Wiederaufnahme des Berufes die Möglichkeit einer frei­
w il ligen Weiterversicherung erhalten. Die Zeit der Kinder­
erziehung sollte als Ausfallzeit anerkannt werden. Dadurch 
würde sie den berufstätigen Frauen gle ichgestellt. 

b) 	 Eine abgesch lossene Berufsausbildung ist tür jede Frau not­
wendig. Um ihr einen späteren Wiedereint ritt in den Beruf zu 
erleichtern. muß sie als Hausfrau die Möglichkeit zur We iter­
bil dung haben . Die F.D.P. fordert daher entsprechende Kurse 
In den Vo rm ittags- oder Nachmittagsstunden innerhalb ihres 
Wohnbereichs. Eine umfassende, aber sehr differenzierte 
öffentlichkeitsarbeit ist dazu un umgäng lich. 

5. Die F.D.P. fordert für die bez irkli chen Regionen von Bremen 
den Ausbau von Freizeitzentren. Der Ausbau kann dabei durch 
Zusammenfügung von vorhandenen und im Laufe der kommen­
den Jahre zu erstellenden entsprechenden Ein richtungen erfolgen . 
Als Einrichtungen eines solchen in den versch iedenen Bezirken 
an einem Standort zu konzentrierenden Zentrums so ll ten Jugend­
heime. Kindergärten. KInderspielplätze, A ltenheime, Sport- und 
Spielzentren. Stadtbibliothek, Freizeithallen zusammengefaßt 
werden. 

Inneres 

50fort­1. Die Reinerhaltung unserer Umwelt ist ein dringendes Gebot 
maßnahmen für der Zeit. 
Umweltschutz 

" Blauer Himmel " . "Sauberes Wasser" sind als Forderungen 
bisher nur Schlagworte geblieben, obwohl die Verseuchung 
unserer Flüsse und Seen, der Luft in unseren Städten und auch 

14 bald unserer täglichen Nahrung einen Grad erreicht haben , der 



unser Leben ernsthaft gefährdet. Umweltschutz muß schnellstens 
als drin gl iche Aufgabe erkannt und Schutzmaßnahmen eingele itet 
werden: 

Späteres Eingreifen ist nur unter viel fach erhöhten Kosten 
mögl ich, auch werden Schäden in absehbarer Zeit nicht mehr zu 
beheben sein. 

Umweltschutz ist ein übernationa les Prob lem. Es grei ft über 
Bundes- und erst recht über Landesgrenzen hinaus. Maßnahmen 
einzelner Länder müssen deshalb unzureichend bleiben . Aus 
diesen Grü nden muß dem Bund die 
diesen Bereich übertragen werden. 

alleinige Zustän digkeit für 

Die F.D.P. im Lande Bremen fo rdert als zwischenzei tl iehe 
Sofortmaßnahme einen Landesbeaultragten tür den Umweltschutz. 
Seine Aufgaben sind ' 

a) Systematische Samm lung von Daten über den Stand der Um­
we ltversch mutz.u ng 

b) Kontro lle der Einhaltung von 
Reinerhaltung der Umwelt 

Vo rschriften und Gesetzen zur 

c) Zusammenarbeit auf Länder- und Bundesebene mit dem Ziel, 
einerseits bereits vorhandene Umweltschäden zu beheben, 
und andererseits du rch vo rbeugende Maßnahmen und Gesetze 
weitere und neue Schäden zu verhindern. 

2. Die viel fäl tigen AUfgaben unseres Gemeinwesens sind ohne 
eine leistungsfähige Verwa ltung nicht zu lösen. Dem öffentl ich en 
Dienst sind heute Aufgaben zugewiesen , die noch vor ein igen Jahr­
zehnten außerhalb jeder Betrachtung lagen. Das erfordert eine 
Neuorien tieru ng der Personalpo litik des öffen tli chen Dienstes. 

Moderne 
Verwaltung 

Die F.D,P. im lande Bremen fordert daher : 

a) Vorb ildung, Fortb ildung und Aufstiegschancen 
veränderten Verhältnissen Rechnung tragen. 

müssen den 

b) Allen öffentl ich Beschäftigten sollten 
stiegschancen gegeben werden. 

leistungsbezogene Auf­

c) Die Fortbildung im öffentl ichen Dienst ist im verstärkten Maße 
durchzuführen. 

d) Bei der Besetzung von Planstellen hat ausschließlich die Quali­
fikat ion den Ausschlag zu geben . 

e) Die Verwaltung ist we iterhin zu rationalisieren durch den Ein­
satz von Com putern , durch Überprüfung der Organisation von 
Teilbereichen der Verwal tung durch außenstehende Fach leute 
und durch überregionale Zusammenarbeit mit dem Ziel der 
Konzentrat ion und besseren Koord in ierung des Verwaltungs­
ablaufs und der Persona leinsparung. 

f) Die POlizei ist mit den neuesten technischen Hilfsmitteln aus­
zustatten. Nur so kann sie ihrer Aufgaben zum Schutz des Ein­
zel nen und der Al lgemeinheit gerecht werden . 15 
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Freiheit 
der Presse 

Sport und 
Freizeit 

Modernes 
Planen tür 
unser Land 
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3. Die Presse trägt in zunehmendem Maße durch Ihre Infor­
mationstätigkeit zu r Meinungsbildung in der Offentlichkeit bei. 
Dadurch wächst auch ihr immer größere Verantwortung zu. Dieser 
Verantwortung kann sie durch eine wirksame Ausbildung der 
Journalisten und durch eine freiwillige Selbstkontro lle, die auch 
von Lesern angerufen werden kann und deren Entscheidungen 
für die Journalisten bindend sind, Rechnung tragen. 

Entsprechend der Ausbildung so ll te die Entscheidungs­
befugnis des Redakteurs im redaktionellen Teil vergrößert werden. 
Auch soll te durch Schaffung einer gewählten Redakt ionskommis­
sion die Mitwirkung der Redakteure in personellen Angelegen­
heiten der Redaktion Sichergestellt werden. 

4. Die Förderung des Sports dient nicht allein der Gesundheit, 
sondem im Zeichen der sich entwickelnden "Freizeitgesellschaft" ,r­
kommt Ihr eine neue Bedeutung zu. Wenn steigender Wohlstand 
und fortschre itende Technisierung den Menschen immer mehr von 
der Last der körperlichen Arbeit befreien und den Freizeitraum 
Immer größer werden lassen, dann wird die sportliche Betätigung 
als sinnvolles Freizeitangebot Immer wichtiger. Es ist die Aufgabe 
des Staates, Sportanlagen in ausreichendem Maße zur Verfügung 
zu stellen. Priorität haben dabei An lagen, die einer möglichst 
breiten Offentl ichkelt dienen. 

Die F.D.P. Im Lande Bremen fordert deshal b die Erhöhung 
der Etatmittel für den Sport auf 7'h Mio. DM. Diese Mittel sollen 
für folgende Aufgaben schwerpunkta rt ig eingesetzt werden: 

a) Forcierter Bau von Spiel- und Sporthallen. 

b) Anlage von wartungsarmen öffentlichen Tennisp lätzen mit 
Betonboden im gesamten Stadtgebiet. 

c) 	 Die Initiative von Vereinen und Sportgruppen bel der Erstel­
lung neuer Anlagen muß wi rkungsvoll und entsprechend ihrer 
Breitenwirkung unterstützt werden. 

Raumordnung 
Es muß die Hauptaufgabe fü r die Planung von Bremen sein, 

die elnz Inen Verkehrsarten Im Wege eines al lgemeinen Verbund­
systems zu koord inieren und zu Integrieren . Schiene, Straße, 
Binnenschiffahrt, See- und Luftverkehr dürfen nich t gesondert 
betrachtet werden. Demzufolge müssen Im weit stärkeren Maße 
als bisher Stadtplanung, Raumordnung und Verkehrsplanung als 
Einheit verstanden werden. Nu r dann ist auf Dauer die Entwick­
lung des städtebaulichen Aufbaus Bremens als Ganzes in einem 
ausgewogenen Leitplan überhaupt möglich. 

1. Fü r eine Hafenstadt, die auch ihre städtebau liche Verbin­
dung zum Wasser - also zu ihren Häfen wie zur Weser - suchen 
und finden soll le, bedarf es für Bremen unter Berücksichtigung 



seiner bisherigen Struktur einer speziellen tragenden Idee der 
Stadtplanung. Bremen muß sich dabei sein charakteristisches 
Gesicht erhalten. Die notwendige Erneue rung unserer Stadt muß 
auch einer Bewahrung der typischen Stadtteile, d ie zur Gestaltung 
des Stadtcharakters einen wesentlichen Beitrag leisten, konform 
gehen. 

Als unabding bare Voraussetzungen dafür fordert die F.D.P. 
im Lande Bremen : 

a} 	 Erste Maßnahme muß die Sanierung der alten vorhandenen 
Stadtkerne sein . Es darf so lange kein Geld für neue "Städte 
auf der Wiese " ausgegeben werden , bis nicht z. B. die Gesun­
dung von Vegesack und des Ostertorsteinviertels erreich t 
worden ist. 

b) 	 Neue Stadtgebiete dürfen nur unter der Berücksichtigung 
gleichzeitig zu errichtender Arbeitsplätze geplant werden . Fehl­
planungen wie z. B. Osterholz-Tenever und in Kattenesch 
müssen vermieden werden . Solche reinen Sch lafstädte mit nur 
dürftigem Verkehrsansch luß sind außerhalb jeglicher städti­
schen Entwick lungstendenz geplant. Diese letzten Fehlplanun­
gen müssen aber auch die letzten bleiben. 

cl 	 Neben der City Bremens müssen Entwicklungsschwerpunkte 
unterschied licher Ordnung je nach Tragfähigkeit Ihrer Versor­
gungsbereiche festgelegt werden. Es sind städtische Entwick­
lungs-Achsen LU konzipieren, als Grundgefüge der räumlichen 
Verflechtung, in welchen die Schwerpunkte zu liegen haben . 
Die Planung von Entwicklungs-Achsen muß Hand in Hand 
gehen . 

d) 	 Der Bau von Schulen, Kindergärten, Kinderspielplätzen, Ge­
meinschaftszentren wie alle Folgemaßnahmen müssen bei 
Neuplanungen in ausreichendem Maße ges ichert werden. 

2. Die Verkehrspolitik Ist einer der wichtigsten Ansatzpunkte 

für Infrastrukturmaßnahmen. Dabe i ist das Land Bremen auf den 

Bund und die Küstenländer angewiesen. Eine zeitgemäße Ver­

kehrspolitik Ist erforderlich , um die Voraussetzung für eine Steige­

rung der Produktivität bel der Leistungserstellung von Transport­

akten zu schaffen bzw. schaffen zu hellen. 

Die F.D.P. wird sich daher für 


al 	 eine Liberalisierung auf dem Binnen- und EWG-Verkehrsmarkt 
durch eine veränderte TarifpolItik und den damit zusammen­
hängenden Problemen (Kostenanlastung, Beförderungspflicht 
usw.) und 

b) 	 eine genere lle Überprüfung der Verkehrsverbindungen zum 
Hinterland unter Berücksichtigung der bereits prognostizierten 
Entstehung neuer Verkehrsströme durch den Bau von Hoch­
leistungsbahnen und den Anschluß Bremens an ein solches 
Netz einsetzen. 17 
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Verkehrs­ 3. Darüber hinaus darf der in nerstädtische und regionale 
lenkung Im VerKehr nicht unbeachtet ge lassen werden . 
Raum Bremen Anges ichts des immer größer werdenden Bevölkerungs­

zuwachses und der allgemeinen Tendenz zur Ballung von Be­
wegungsabläufen in der City und dem nahen Umland Bremens 
kommt dem Problem des innerstädtischen Nahverkehrs große Be­
deutung zu . Die Nutzfl äch e für Straßenverkehrsmaßn ahmen läßt 
sich nicht beliebig verg rößern . 1990 werden die Verkehrsströme in 
das Ballungszentrum schon um das 3- bis 5-fache gestiegen sein . 

Durch ein attrak tives Angebot im Bereich der öffent lichen 
Ve rkeh rsm ittel muß erreich t werden, daß diese gegenüber dem 
Indiv idualverkehr vorgezogen werden . Deshalb fordert die F.D.P. : 

a) 	 Dem öffen tlichen Personennahverkehr muß gegenüber dem 
Ind ividualverkehr bel zukünftigen Maßnahmen die Priorität 
eingeräumt werden. 

b) 	 Bremens Charakter als Band-Stadt erfordert den Ausbau eines 
leistungsfähigen und ttraktiven SChne ll bah nsystems mit den 
Endpun kten Neuenkirchen und Verden sowie Oldenburg/Del ­
menhorst und Rotenburg. Die Kettensiedlungen längs der 
schon vorhan denen bzw. noch auszubauenden Eisenbah n­
strecken müssen mit dem Verkehrssystem integriert werden . 
Wen n Brem en auch in Zukunft ein Wirtschaftszentrum für seine 
unmitte lbaren Nach barn sein wi l l, muß es als Stadt noch 
att ra ktive r für die Umgebung werden und beso nde rs die heute 
noch we itgehend mangelhaft ausgeb ildete Kommun ika ti on nach 
innen un d außen entfalten . 

e) 	 Der beschleunig te Umbau des Straßenbahnsystems zu einem 
Schnellbahnsystem, mit eigenem, von der Straße getrenntem 
Gleiskörper, der in verdich teten Wohn- und Stadtgebieten und 
der City in der zweiten Ebene gefüh rt werden mu ß, ist unerläß­
lieh. Ein intensiver Verkehrsverbund der einzelnen VerKehrs­
betr iebe wie Eisenbahn, Straßenbahn und Omnibus muß 
beschleun igt erre icht werden. 

d) 	 Eine niedrige Tarifgestaltung ist anzustreben. um einen ge­
wissen An r iz zur Ben utzung der öffentlich n VerKehrsmittel 
zu geben . Nu ll-Tarife werden ebenso abgelehn t wie das Han ­
deln nach Ren tabi l itätsgrundsätzen. 

e) 	 Zur Vervo llkommnu ng und besseren Wirksamke it des Zubrin­
gerverkehrs fü r ein Schnellbahnnetz muß das "Park-and-Ride­
System" stärker gefördert werden . 

f) 	 Zur zeit lich n Verlagerung der Ve rkehrsabläufe zum Zwecke 
der Entballung muß eine Staffelung der Arbeitszeit und ein 
vari abler Ladensch luß stärker rea lisiert werden . 
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111. Bildung und Kultur 

Bildung 
Bildung Ist Bürgerre cht und Aufst i gsch ance zugleich. Die 

Voraussetzungen für die Wah rnehmung d ieses Rechtes zu schaf­
fe n, ist d ie erste Aufgabe des Staates. De n Investitionen zur 
Erfü ll ung dieses Auftrages geb üh rt Priorität, denn d ie zukünft ige 
Wi rtschafts- und Soz ials truktur der Bundesrepub li k wird wesentl ich 
bestimmt sein von der materie ll n Ausstattung und dem Grad der 
Modernität des Bildu ngswesens. 

Ziel libe raler Bi ldu ngspoli t ik ist es, durch umfassende und 
sachgerechte Ausb ildung sein r Anlagen den münd igen Menschen 

zu entfallen . 

A. Die F.D.P. Im Lande Bremen fordert daher als lang­
fristige Ziele : 

1. Einr ichtung einer vorschulischen Ausb ildung zum Ausgle ich 
sozialer Benach teil igungen und zur Schaffu ng echter Chancen­
gleichheit für alle Kinder. 

2. Schaffung einer OFFEN EN SCHULE, die die Dreigliedrigkeit 
des bestehenden Sch ulwesens abschafft und die Klassenverbände 
durch Leistungs- und Talen tgruppen ersetzt und so zur Mob il isie­
run g der Begabungsreserven bei trägt. 

DI E SCHULE DER ZUKUNFT IST DIE OFFENE SCHULE 

OFFENE SCHULE ist die l iberale Form einer Gesamtschule 

OFFENE SCH ULE ist ein Gesamtmodell, das alle Bild ungse in­
rich tungen umfaßt 

OFFENE SCHULE eröffnet alle individ uellen Chancen und die 
Vielfalt von Bildungsmcig li chkeiten aller Arten, 
Formen und Stu fe n 

OFFENE SCHU LE ist eine Absage an alle Form n vo n ideolog i­
schen Ein bahnstraßen und pädagogischem 
Gleichsch ritt 

OFFENE SCHULE bilde t ni ch t nur zur Arbei tsgesellschaft, son­
dern öffnet dem Heranwachse nden auch Mög­
lich ke iten , zu sich se lber zu finden I 

3, Die Schaffu ng einer mod rnen Universität sowie von Fach­
hochsch ulen und anderen Spezialhochschulen in einem Gesa mt· 
hochsch ulbereich ist oberstes Ziel li bera le r Hochsch ulpoli tik. Die 
F.D.P. fordert eine schnelle, konsequente Durchfuhrung der Hoch­
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schulreform auf demokratischer Grundlage. welche die Konser­
vierung alter. aber auch das Entstehen neuer autoritärer Macht­
strukturen verhindert. Die von der Bremer SPD betriebene Uni­
versitätspolitlk macht deutlich, wohin es führt, wenn einseitige 
Interessen dominieren und eine Pluralität nicht mehr gewährleistet 
werden kann. 

Weiterbildung 	 4. Eine Erwachsenenbildung. die - im Zeichen einer zuneh­
menden Freizeit - nicht nu r die Berufsaus- und -weiterbildung 
umfaßt. Ist notwendig. Das Bürgerrech t au f Bi ldung endet nicht 
mit dem ersten Abschluß der Ausb ildung. Bedarf und Bedürfnis 
begeg nen sich in der Forderung, Bildungschancen in allen Lebens­
phasen anzubieten. Das verlangt Eingriffe sowoh l in die Arbeits­
verhältnisse als auch in die Bi ldu ngseinrichtungen. 

Jeder Bürger muß heute schon eine Möglichkeit haben. die 
Bildungseinrichtungen Immer erneut in Anspruch nehmen zu kön­
nen. um erre ichte Positionen auf die Dauer sinnvo ll ausfü llen und 
ergänzen zu können (Bildungsurlaub und Kontaktstudium). 

B. Die F.D.P. im Lande Bremen fordert, für eine zukunfts ­
weisende Bildungspolitik unseres Landes folgende Punkte s%rt 

in Angriff zu nehmen: 

Vorschul­1. Die Vorschulerziehung ist auszubauen 
erziehung a) 	 Für eine tufenweise Vermehrung der Kindergärten und KInder­

tagesheime sind die baulichen und personellen Vor ussetzun­
gen zu schaffen. Bis 1975 muß das Platzangebot verdoppelt 
werden . 

Um den Mangel an Kindergärtnerinnen und Sozialpädagogen 
zu beheben. ist eine wesentliche Ausweitung der AusbIldungs­
möglichkeiten unerläßlich . Die Berufung eines Wissenschaft­
lers und Bereitstell ung von Hilfskräften für die wissenschaft ­
liCh e Beg leitung von Versuchen ist zu ermög lichen. Die Ein­
ri chtung von Ganztagsschulen und Ganztagskindergärten und 
d ie Selbstorganisation der Bürger zur Betreuung der Kinder­
gärten unter fachlicher Leitung sol lten verstärkt gefördert 
werd n. Eltern ini tiative ist fi nanziell zu un terstützen . 

b) 	 Zur Einrichtung von Vorsch ulklassen für Fünf- bis Sechsjährige 
sind wissenschaft lich begleitete Modellversuche in Zusammen­
arbeit der Senatsressorts für das Bi ldungswesen und für 
Jugend und Wohlfah rt dringend erfo rderlich. Bis 1975 Ist die 
Einrichtung von 50 Vorschulklassen zu erstreben. 

Individuelle 2. Die F.D.P. fordert : Meh r Förderung tür Kinder mit Lern -
Förderung schwierigkeiten I 

Die frü hzeitige Förderung a!ler im Bildungsprozeß zurück­
bleibenden Kinder ist sozialpo litisch und bildungspolitisch eine 
Notwendigkeit. Zu diesem Zweck müssen in allen Schulen, auch 
in den wei terführenden, spezielle Förderungseinrichtungen ge· 
schaffen werden , deren Lehrer durch die zuständ igen Sonder­
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schulen beraten werden. Diese Beratu ng ist auch in der vo rschu ­
lischen Erzieh ung notwendig. Leichte Behinderungen der Kinder 
werden von speziell ausgebildeten Sonderschul leh rern in beson­
deren Th erapiestun den behande lt. 

Dazu gehören: 

• 	 Therapiestunden für Grenzfä ll e der Lernbehinde­
rung und für Kinder mit leichten Sprachstöru ngen, 

• 	 tägliche Übungsstunden für schre ib- Ieseschwache 
Kinder, 

• 	 Anleitung und Bera tung der Lehrkräfte durch 
Sondersch ul lehrer, 

• 	 Bereitstell ung von Lehrerstunden zur Unterstüt­
zung bel den Hausaufgaben. 

Nur eindeutig sondersch ul bedürftige Schüler so llen an 
Sonderschulen überwiesen werden , da für ein wirksam es Lern ­
programm eine möglichst nied rige Klassenfrequenz erstrebens­
wert ist. 

Oie bestehenden Sonderschulen müssen so ausgebaut 
werden, daß sie Ih re speziellen sozial- und bildungspolitischen 
Aufgaben erfü llen können. In der Plan ung ist die schrittweise Um­
wandl ung in Ganztagsschu len zu berücksicht igen . Oie Schüler ­
stundenzah l ist den Erfordernissen anzupassen. 

3. Die Schulen sind zu modern isieren I 

Die Schulen brauchen 

modeme Unterrichtsmitle l 
einen psycho logischen Dienst 
mehr Verwaltungsangestellte 
Assistenten 
einen wei teren Ausbau des naturwissenschaftlichen 
Un terrichts. 

MODERNE LEH RMITTEL umfassen programmiertes Lern en, 
Sprachlabors, Tageslichtschre iber, Kassettenfe rnsehen und ver­
bessern damit d ie Vermittlung des Stoffes. 

PSYCHOLOGEN so llen in ausreichender Zahl zur Verfügung 
stehen, dam it die Prob leme der Schü ler In der Schule sachgerecht 
gelöst werden. 

VERWALTUNGSANGESTELLTE sollen auch In den Schulen 
das verwal ten, wofür Lehre r nicht ausgeb ildet sind. 

ASSISTENTEN sollen den größer werdenden Bereich tech­
nischer Unterrichtsmi tlel übernehmen. 

Wenn Lehrer sich ganz auf den Unterricht konzentrieren 
können, kann der wachsende Lehrermangel besser ausgeglichen 
werden! 

4. Die F.D.P. fordert die Schaffung einer berufsbildenden 
Gesamtschule! 

Schu lstruklur 
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Gesaml­ a) Das 1949 beschlossene Gesetz, jedem Berufsschüler zwölf 

Berufsschule Wochenstunden Berufsschu lunterricl1t zu erteilen, muß endlich 


SchuJsporl 

verwirklicht werden. 

b) 	 Kaufmännische und gewerbliche Schulen müssen zu berufs­
bildenden Gesamtschulen zusammengefaßt werden . Diese 
Integration so llte Im Bereich Wirtschaft und Verwaltung 
folgende bisherige Schularten umfassen : 

• 	 Berufsschule 
• 	 zweijährige Handelsschule 
• 	 einjährige höhere Handelsschule 
• 	 zwe ijährige höhere Handelsschule 
• 	 Berufsaufbausch ule 
• 	 Fachoberschule 
• 	 Wirtschaftsgymnasium 
• 	 9. Schuljahr - neu zu entwickeln als Alternative 

zum 9. Schuljahr in der Hauptschule - nach Wahl 
des Schülers 

Diese Zweige sollen nicht additiv kombiniert, sondern als 
Kurssystem mit Vollzelt-, Teilzeit-, Abendkursen und begleitendem 
Praktikum integriert werden, entsprechend dem System der 
bereits vorhandenen oder geplanten integrierten Gesamtschulen 
allgemeiner Richtung. 

Diese integrierte Schu le fü hrt zu 

• 	 verschiedenen BerufsabschlGssen 
• 	 Fachhochschulreife 
• 	 vo lle r Hochschulreife 

Die Lehrinhalte sind auf diese Ziele hIn abzustimmen. 


Die integrierte kaufmännische Gesamtschule soll nicht die 

schon vorhandenen oder noch einzurichtenden wirtschaftswissen­
schafllichen Kurse in den übrigen Schulen ersetzen. 

Die vorhandenen Gebäude sind zu verwenden . 

Für den Bereich Industrie/Gewerbe/Technik und Hauswirt ­
schaft/ Soziales gilt das Entsprechende. 

5. 	 Die F.D.P. fordert : Keine Schule ohne Turnhallei 

Diese Forderung betrifft Bildungs- und Sozialpolitik, denn 
Sport und Gesundheit hängen zusammen. Lieber jetzt Turnhallen 
als später Sanatorien! 

Sicher gibt es Turnhallen in Bremen, aber bel weitem nicht 
genug. Es darf nicht vorkommen, daß die Hälfte der Sporlstunde 
für den Weg zur Turnhalle ver lorengeht. 

Der Bau weiterer Turn- und Spielhallen, Sportplätze und 
Schwimmbäder ist als Maßnahme der Gesundheitsvorsorge und 
der Freizeitgestaltung unerläßlich. 

6. Die F.D.P. fordert: Schluß mit der unzureichenden Bildungs­
planung! 

, 




Die Planungen für Zukunltssichere 

Sch ulentwicklung, 

Lehrbücher, 

Lehrwege, 

Schulbauten und Schu l räume 


müssen von Teams erarbeitet werden. 

An ihnen sollen 
Pädagogen, 
Psychologen, 
Soz io logen, 
Architekten und 
Bildungsökonomen 

den Bi ldungsweg tür die Zukunft ausloten und markieren. 

Wollen wir d ie Bildung und damit die Gestaltung unserer 
Zukun ft im Griff behalten, müssen wir fachgerecht und über 
regional vorausplanen! 

Deshalb Trennung der Bereiche 

Schulverwal tung 
Schulgestaltung 
Schulaufs ich t 

bei der senatorischen Dienststelle. 

Die Abteilun g BIldungsplanung ist so auszubauen , daß 
frühzeit ig umfassend und wissenschaft lich gesiche rte Pläne für 
die Ausgesta ltu ng des Schulwesens be ider Städte vorliegen und 
mit den Nachbargebieten abgestimmt werden können . 

7. Das Sch ulwesen muß demokratisier t werden I 

a) Die Mi twirkung von SChülervertretern , die nach den Regeln der 
parlamentarischen Demokratie gewählt wurden, an allen Ent­
scheidungen, die sie sachlich und von der Verantwortl ichkeit 
her nicht überfordern, ist sicherzustel len. 

b) Das Mitbestimmungsrecht der Elternschaft Ist wirkungsvoll zu 
institutional isieren. 

c) Das Mitbestimmungsrecht der Leh rer so ll durch Lehrerkammern 
gesichert werden . 

d) Die Schu linstitutionen sind zu demokratisieren (Ein Beispiel: 
Wählbarkeit von Schulaufsichtsbeamten und Schulleitern auf 
Zeit unter Beibehaltung der Beförderung in die entsprechende 
Besoldungsgruppe). 

8. Die F.o .P. fordert die Gesamthochschule! 

Hierfür sehen wir folgenden Weg : 

In einem offenen Bil dungssystem gewin nt die über die 
Schulabschlüsse hinausführende Ausbildung (tert iäres Bildungs­
wesen) für immer mehr Menschen an Bedeutu ng. Oie bisherigen 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen und Fachschu len 
werden zu Gesamthochschulen zusammengetaß!. Voraussetzung 
tür das Studium an der Gesamthochschule Ist in der Regel eine 

Bildungs­
planung 

Demokratie 
in der Schule 

Das Modell der 
Gesamt­
hochschule 
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zwölf jährige Schul ausbild ung , die auf ve rschiedenen Wegen 
gleich berechtigt erworben we rden kann. 

Innerhalb des Gesamtschulbereichs wi rd das Bildungs­
angebot den Begabungen und auch den Wunschen der StudIeren­
den en tsprechend differenziert. Hierzu gehö rt au ch eine stärkere 
GI iederung von Forschun g und Lehre. 

Der Offenen Schule en tsprich t die Offene Hochschul e. 

Unabhängigkeit und Eigenverantwortu ng der Gesamthoch­
schule werden durch staatliche Mittel gestärkt . All e Personen ­
gruppen werden an all en Entscheid ungen in al len Instanzen be­
tei ligt. 

Die Lehrerbil dung in Form der Au sbi ldung zum Stufen­
lehre r w ird in die Universität einbezogen . 

9. Die Erwachsenenbildung muß ein Teil des al lgem einen 
Fortbil dungsprogramms werden I 

Fo rtbildung, Erwerb von zusätzlichen Qual if ikationen, Um­
schu lung, Freizei tbil dung etc. werden in Kooperat ion von bis­
herigen Einrich tungen , allgemei n- und berufsbil denden Schulen 
und der Universität getragen. Ein zentral es Ressort beim Senator 
für das Bil dungswesen erarbei tet Programme für die fachli ch e 
und all gemeine Fortbildu ng und lenkt deren Durchführung . 

Kultur 
Weg n der drohenden Bildungskatastrophe gen ießt die 

Bildungspolitik unzwei felhaft Vorrang. Die F.D. P. in Bremen ist 
jedoch der Meinung, daß darüber hinaus all es getan werden muß, 
um das kulturelle Leben Bremens zu fördern. 

Dabei stehen im Vordergrund : 

1. Die Sanierung des Th ,o.' Rters am Goetheplatz durch Einbe­
ziehung des Concordia-FilmtheBlcHs 31s avantgard istische Bühne, 
den Bau eines Probenhauses und einer Begeg nungsstätte im 
Nebenhaus. 

2. Die Beschaffung des für einen quali fizierten , moderne n 
Musikunterricht des Konservatoriums gee igneten Gebäudes. 

3. Verst ärkte Werbung für das Schnoorvierte l und die dort 
schaffenden hochqualifizierten Künstler, um diesen Stadtteil stär­
ker als bisher in das Leben der Stadt einzubez iehen und effek­
ti ver für bremische kun sthandwerkli ehe Qualitätsarbe it über die 
Grenzen unser s Stadtgebietes hinaus zu werben . 

4. Die Renovierung des ü bersee-Museums, die auch weiterhin 
vers tärk t fortgesetzt werd en soll . 

5. Die Erhaltung und Förderung des Philharmon ischen Staats­
orchesters, um einem möglichen Zusammensch melzen dieses 
Klangkörpers vorzubeugen. 



IV. Verfassung und Justiz 

A. Viele Formen unseres staat lichen Lebens sind erstarrt. Sie 
werden deshalb den Anforderungen einer modemen freiheitlichen 
Demokratie ni ht meh r in allen Punkten gerecht. Der po litische 
Wil lensb ild ungsprozeß ist fü r den Bürge r nicht transparent ge nug. 
Es feh lt eine scharfe Trennung zwischen Legislative und Exeku­
tive. Unkontrollierbare Einflüsse von Gruppen und Verbänden auf 
Parlament und Regie rung , die allein dem Bürger verantwort lich 
sind, werden immer stärke r. Die Einwirkungsmöglichkeiten des 
BiJ rgers auf die po litischen Entscheidungen sind besch ränkt. Sie 
werd en seiner Mitverantwortung für den Staat nicht mehr gerecht. 

Es ist deswegen erforderl ich, 
die po litischen Ab laufe für den Bürger durchschaubarer zu 

machen und mehr der öffentli ch en Kontro lle auszusetzen 

den Bürger stärker am polit ischen Geschehen zu bete iligen : 

1. Der Bürger muß einen größeren Ein fl uß auf d ie Zusam men­
setzung der Bürgerschaft erhalten. Daher muß er die Mögl ichkeit 
haben. d ie von den Parteien festgelegte Reihenfo lge der Kandi­
d ten uf der Lis te für d ie Bürgerschaft zu verändern , 

2. Abgeordnete, die während der Wahlperiode die Parte i 
wechse ln . müssen ih r Bü rgerschaftsmandat ve rlieren. Nach un­
serem Grundgesetz wirken d ie Parteien bei der pol iti schen Wil­
lensbi ldung des Volkes mit. Unter der Herrschaft dieser Bestim­
mung hat sich unsere Demokratie zu einer parteienstaatli chen 
Demokratie entwicke lt, in der de r Bürge r sich bei der Wahl in 
erster Linie für eine Partei und ihr Programm en tscheidet und die 
Kand idaten allenfalls danach auswählt, ob sie die Gewähr für die 
Verw irkl ichung dieses Programms bi ten. Mach t ein Abgeordneter 
durch den Übertritt zu einer anderen Parte i deutl ich, daß er sich 
für das Program m se iner bisherigen Partei nicht meh r einsetzen 
wi ll , wird er von dem Vertrauen sei ner Wähle r nicht mehr getragen 
und muß deswegen aus der Bü rgerschaft ausscheiden. 

3. Vor wi ch tigen Entscheidungen in der Bürgerschaft sind 
Ve rt reter der betroffenen Gruppen und Sachverständige öffentlich 
zu hören (Hearing). An die öffen tliche Anhörung so ll sich be i der 
Beratung im Parlamen t eine Grundsalzdebatle ansch ließen . 

4. Jeder Partei, die im Parlamen t vertreten ist, muß die Mög­
li chkeit zur Mitarbeit in den Ausschüssen und den Deputationen 
gegeben werden , da der Schutz der Minderheiten ein Gebot der 
Demokratie ist. We il zudem ein wesen tli cher Teil der parla men­
tarischen Arbe it in den Ausschüssen und Deputat ionen erfolgt, ist 
jeder Partei unabhängig von Ihrer Fraktionsstärke in jedem Aus­
schuß und jeder Deputation ein Grundm andat zu geben. 

5. Im Interesse des Minderheitenschutzes und einer wirk­
samen Kontro lle des öff n!l ichen Lebens auch gegen den Wider­
stand einer Mehrheit des Pa rlaments müssen Untersuchungs-

Mehr Rechte für 
den Bürger 

Größere 
Durchschau­
barkeit der 
Parlamenls­
arbeit 
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ausschüsse bereits von einer qualifizierten Minderheit eingesetzt 
werden können . 

6. Die Abstimmungen im Parlament und in den Ausschüssen 
sollten auf den Antrag einer Fraktion namentlich erfolgen , um dem 
Bürger eine größere Kontrollmöglichkeit zu geben. 

7, Das Fragerecht im Rahmen der " Fragestunde der Bürger­
schaft " muß neu '::estaltet werden. Jeder Abgeordnete muß das 
Recht erhalten , Fragen an den Senat ;cu richten . Die jetzige 

Regelung , nach der der Abgeordnete nur mit Unterstützung von 
zehn weiteren Mitgliedern der Bürgerschaft berechtigt ist, Fragen 
an den Senat zu stellen, schränkt die Kontrollmöglichkeite n des 

einzelnen Abgeordneten in unangemessener Weise ein , benach­
teiligt kleine Fraktionen und gibt einer star"en Regie rungspartei 
die Möglichkeit, unerwünschte Fragen kleinerer Oppositionspar­
teien zu verhindern. 

8. Die Mitarbeit der Fraktionen in der' Bürgerschaft muß inten­

siviert werden . Sie müssen bei d ieser Arbeit von der Hilfe der 
Verwaltung unabhängig sein. Den Fraktionen muß daher die 
Einstellung wissensch a. ftlicher Hilfskräfte ,~rmöglicht werden. Die 
Abgeordneten sind weitgehend von Verwaltungsarbeit zu ent­
lasten. 

9. Die Verfassungsvorschrift, nach der der Senat die Verwal­
tung nach den Richtlinien der Bürgerschaft führt , ist zu streich en. 
Der Sen at ist kein Aussch uß der Bürgerschaft , sondern selbstän­
diges Organ der Zweiten Staatsgewalt. Im Interesse einer kl aren 

Gewaltentei lung sollte die Bü rgerschaft Einwi rkun gsmög lichke iten 
auf den Senat nur durch den Erlaß von Gesetzen, die jeder Bürger 

im Gesetzb latt nachlesen kann, und über die parl amentarische 
Verantwortlichkeit des Senats und seiner Mitglieder haben . 

10. Die Ortsarntsbezirke sind auf das gesamte bremische Stadt­
gebiet auszuweiten. Zurnind est sind überall Bei räte zu schaffen, 
um dem Bürger Gelegenheit zur Mitwirkung am politischen Ge­
schehen in überschaubaren Bere ichen zu geben . 

Zeitgemäße 	 B. Eine der Grundsäulen unseres freiheitlich sozi al en 
Rechtspflege 	 Rechtsstaates ist ein umfassendes, gerechtes Rechtsschutzsystem 

fü r den Bürger gegen über dem Staat , aber auch für den Rechts­
frieden der Mitbürger untere inander. Wegen unzureichender Aus­

stattung der Gerichte mit Personal und Sachmitte ln kö nnen 
Gerichtsverfahren jedoch nicht mehr mit der erforde rli ch en Zügig­
keit durchgeführt werden. Außerdem ist der Rechtsgang wegen 
seiner Kompliziertheit für den Bürger vielfach nicht durchschaubar. 

Der richterlichen Gewalt kommt entscheidende Bedeutung 

bei de r Verteidigung u,lseres freihei tli chen Rechtsstaates zu. 
Daher sind unabhängige Richter erforderlich, die in ei nem deut­
lich vom Beamtenverhältnis abgesetz ten ö ffentlich-rechtli ch n 
Amtsverhältnis eigener Art stehen und politisch bewußt und ver­
antwortungsbewußt zur Verteidigung der Würde des Menschen 

und der Rechte und Freiheiten des Bürgers bereit sind. 
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Es ist deshalb erforderlich, allen Bürgern ein gutes und 
schnelles Gerichtsverfahren in einem möglichst übersichtlichen 
Rechtszug von erkennbar unabhängigen Gerichten zu gewähr­
leisten, durch unverzügliche Maßnahmen im Lande Bremen selbst, 
aber auch in Zusammenarbeit mit den Ländern und dem Bund die 
rechtlichen Voraussetzungen für eine erfolgreiche Justizreform zu 
schaffen: 

1. Die verwaltungsmäßige Zuständigkeit für alle fünf Gerichts­
zweige sollte bei dem Senator für Justiz und Verfassung zusam­
mengefaßt werden. Durch die Beseitigung von "Hausgerichtsbar­
keiten" würde das Vertrauen des Bürgers in die Unabhängigkeit 
der Richter gestärkt , durch die Schaffung einer einheitlichen Ver­
waltung sspitze für alle Gerichte die Eigenständigkeit der richter­
lichen Gewalt als dritter Säu le unseres demokratischen Rechts­
staates deutli ch gemacht. Außerdem kommen so allen Gerichten 
Informationen und sachliche Hilfsmittel in gleichem Maß zu. 

2. Die Zusammensetzung der Richterwahlausschüsse, in der 
Erste und Zweite Gewalt bisher ein zu starkes Übergewicht haben, 
ist zu Gunsten einer paritätischen Beteiligung der Richterschaft 
zu ändern. Durch die Übertragung der Zuständigkeit auch für die 
Beförderung der Richter auf einen so zusammengesetzten Richter­
wahlausschuß soll die Unabhängigkeit der Richter vor anderen 
Staatsgewalten gestärkt werden. 

3. Es ist eine eigenständige und einheitliche Richterbesol­
dung anzustreben. Der verfassungsmäßigen Gleichwertigkeit aller 
Richterämter würde damit am besten Rechnung getragen und ein 
Laufbahndenken und Karrierestreben verhindert. 

4. Die Aus- und Fortb ildung der Richter ist zu verbessern. In 
der Ausbildung sollten Theorie und Praxis nicht mehr beziehungs­
los nebeneinander stehen. Der Sinn des jungen Juristen für 
gesellschaftliche Zusammenhänge, das Bewußtsein seiner Verant­
wortung gegenüber der Allgemeinheit und seine Fähigkeit, theore­
tische Erkenntnisse in die Praxis umzusetzen, müssen gestärkt 
werden . 

Für die Fortbild ung der Richter ist eine Richterakademie 
mit festem Standort einzurichten. Daneben sind Fortbildungs­
veranstaltungen in Bremen durchzuführen, die in erster Linie der 
fach bezogenen Fortbildung dienen sollen . 

5. Der Rechtsschutz des Bürgers darf nicht durch unübersicht­
liche und unnötig lange Gerichtsverfahren beeinträchtigt werden. 
Ein langsamer Rechtsgang kommt für den Bürger häufig einer 
Rechtsverweigerung gleich. 

Durch die Einrichtung zusätzlicher Abteilungen, Kammern 
und Senate ist das Zivilprozeßverfahren zu beschleunigen. 

Es ist verstärkt darauf hinzuwirken, daß die Zivilprozeß­
ordnung den heutigen Erfordernissen angepaßt wird. Die Ver­
fahren sollten regelmäßig nach der ersten mündlichen Verhand­
lung abgeschlossen werden können. 27 
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6. In allen prozessualen Rechtsgebieten soll die Vereinheit­
lichung der Fristen und Rechtsmitte l angestrebt werden . Bei allen 
gerichtlichen Entscheidungen sollte wie im Strafprozeßrecht eine 
Rechtsmittelbeleh rung vorgesch rieben werden . 

In der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist die Einführung eines 
dreistufigen Gerichtsaufbaus anzustreben. Dabei sollte auch die 
Möglichkeit geschaffen werden , Familiengerichte zur Unter­
stützung besonders schutzbedürftiger Mitglieder unserer Gesell­
schaft einzurichten , bei denen alle Fragen, die in gestörten 

Familienverhältnissen auftreten, wie Ehesachen, Vormundschafts­
sachen und Unterhaltssachen in der Hand eines Richters liegen. 

7. Auch die personelle und sachliche Ausstattung der Straf­
gerichte, der Staatsanwaltschaft und der Kriminalpolizei ist zu 
verstärken, um eine wirksamere Bekämpfung der Kriminalität zu 
ermöglichen . 

C. Strafgerichtsbarkeit und Strafvollzug sind kein vorweg­
genommenes "Jüngstes Gericht", sondern haben eine Ordnungs­
funktion in unserer Gesellschaft. Die staatliche Strafe stellt keine 
Sühne für begangenes Unrecht dar, sie dient vielmehr dem 
Schutz der Gemeinschaft. Diese Erkenntnis hat sich zu einem Teil 
bereits bei der Strafrechtsreform durchgesetzt. Es gilt, sie auch 
zur Grundlage für den Strafvollzug zu machen. Damit wird keine 
unangebrachte Milde in den Strafvollzug eingeführt, sondern der 
Schutz der Allgemeinheit vor künftigen Rechtsbrü chen verbessert. 

Der Strafvollzug ist bislang zu einer Resozialisierung der 
Täter nicht ausreichend geeignet. 

Es ist unbedingt erforderlich, die Wiedereingliederung der 
Besserungsfähigen in die Gemeinschaft und den Schutz des 
Bürgers vor Unverbesserlichen zum Ziel der Strafrechtspflege und 

des Vollzuges von Freiheitsstrafen zu machen : 

1. Der Strafvollzug soll der Resozialisierung des Verurteilten 
dienen. Er soll ihn zu einem gesetzmäßigen Leben in der Gesell­
schaft befähigen. Er muß ihm helfen, zu sozialer Verantwortung 
zu finden. 

2. Eine wesentliche Aufgabe des Strafvollzuges ist es, die 
allgemeine und berufliche Ausbildung und Fortbildung des 
Verurteilten zu gewährleisten, um die Grundlage für eine bürger­
liche Existenz in der Freiheit zu schaffen. 

3. Der Strafvollzug ist stufenweise zu lockern, damit der 
Verurteilte sich an die Freiheit gewöhnt. Seine Beziehungen zur 

Außenwelt, insbesondere zu seiner Familie, sind zu fördern . 

4. Der Verurte ilte muß im Strafvollzug lernen , seine Freizeit 
sinnvoll zu gestalten. 

5. Auch nach der Entlassung eines Verurteilten aus dem Voll­
zug seiner Freiheitsstrafe besteht die Verpflichtung des Staates, 
diesen für eine Übergangszeit zu betreuen, um seine Wieder­
eingliederung in das gesellschaftliche Leben zu fördern. 
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